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Die Ereignisse der letz-
ten Jahre rund um das 
Bundesamt für Verfas-

sungsschutz und Terroris-
musbekämpfung (BVT), ins-
besondere aber auch interna-
tionale Anforderungen ma-
chen eine Reform des Ver-
fassungsschutzes erforder-
lich. Durch die jüngs ten Än-
derungen des Polizeilichen 
Staatsschutzgesetzes 
(PStSG) wurden besondere 
Rechtsgrundlagen geschaf-
fen, um nicht nur die im Be-
reich des Verfassungsschut-
zes erhöhte Notwendigkeit 
der Integrität und Informati-
onssicherheit, sondern auch 
eine umfassende, an Grund- 
und Freiheitsrechten orien-
tierte Spezialausbildung der 
Verfassungsschutzmitarbei-
ter zu gewährleisten. 

 
Vertrauenswürdigkeits -

prüfung. Aufgrund interna-
tionaler Standards wurde die 
interne Überprüfung der 
Mitarbeiter des Verfassungs-
schutzes auf neue Beine ge-
stellt und eine vertiefende 
Vertrauenswürdigkeitsprü-
fung speziell für Bedienste-
te, die mit dem Vollzug von 
Staatsschutzaufgaben betraut 
sind, eingeführt. Die Ab-
klärung der Vertrauenswür-
digkeit erfolgt anhand perso-
nenbezogener Daten, die 
Aufschluss darüber geben, 
ob Anhaltspunkte dafür be-
stehen, dass von dieser Per-
son ein Risiko für den poli-
zeilichen Staatsschutz aus-
geht. Ein solches Risiko be-
steht beispielsweise dann, 
wenn aufgrund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, 
dass die Person verstärkt an-
fällig für Werbungsversuche 
durch fremde Nachrichten-
dienste ist oder besondere 
Anzeichen für Erpressbar-

keit aufweist. Die neue Ver-
trauenswürdigkeitsprüfung 
lehnt sich grundsätzlich an 
die Sicherheitsüberprüfung 
für den Zugang zu streng ge-
heimen Informationen nach 
dem Sicherheitspolizeigesetz 
(SPG) an und umfasst die 
Erhebung relevanter perso-
nenbezogener Daten, die Da-
tenprüfung, eine mündliche 
Erörterung mit den Bediens -
teten sowie eine Überprü-
fung anhand von diesen zu 
benennenden Referenzperso-
nen. Dabei können – nach 
dem Vorbild der militäri-
schen Verlässlichkeitsprü-
fung oder der deutschen Si-
cherheitsüberprüfung – über 
die Sicherheitsüberprüfung 
hinaus zusätzliche Daten 
einbezogen werden, die für 
den Verfassungsschutz von 
Relevanz sind und damit 

Rückschlüsse auf die Ver-
trauenswürdigkeit ermögli-
chen – etwa besondere Dis-
ziplinarverfahren oder finan-
zielle Verhältnisse. Die kon-
kreten Themenbereiche, die 
abgefragt werden dürfen, 
wurden durch den Bundes-
minister für Inneres mittels 
Vertrauenswürdigkeitsprü-
fungs-Verordnung (VWP-V) 
festgelegt. Die Vertrauens-
würdigkeits prüfung soll die 
im Staatsschutzbereich be-
reits bestehende Sicher-
heitsüberprüfung ergänzen 
und ist alle sechs Jahre – bei 
Verdachtsfällen bereits 
früher – zu wiederholen. 

 
Spezialausbildung. Auch 

die Spezialausbildung der 
Verfassungsschutzmitarbei-
ter wurde grundlegend über-
arbeitet. Mit Blick auf die 

Aufgaben des BVT soll sich 
die Ausbildung nicht bloß an 
der sicherheits- und krimi-
nalpolizeilichen Aufgabe-
nerfüllung orientieren, son-
dern auch nachrichtendienst-
liche Schwerpunkte umfas-
sen. Dabei soll das organisa-
torische, juristische und pra-
xisrelevante Spezialwissen 
vermittelt werden, das die 
Mitarbeiter für ihre Aufga-
benerfüllung benötigen. Die 
Planung, Organisation und 
Durchführung, einschließ-
lich Methodik und Evaluati-
on, übernimmt die Sicher-
heitsakademie (SIAK). Alle 
mit dem Vollzug des PStSG 
betrauten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter – sowohl be-
stehende als auch künftige – 
werden die neue Spezialaus-
bildung zu absolvieren ha-
ben, wobei mitunter auch 
Anrechnungen möglich sein 
sollen, soweit sie mit den 
entsprechenden Teilen der 
geplanten Spezialausbildung 
gleichwertig und im Hin-
blick auf die Ziele zweck-
mäßig sind. Der erste neu 
konzipierte Grundausbil-
dungslehrgang startete im 
Oktober 2020. 

 
Inkrafttreten. Mit 17. 

September 2020 sind sowohl 
die Änderungen des PStSG, 
BGBl. I Nr. 102/2020, als 
auch die damit korrespon-
dierende VWP-V, BGBl. II 
Nr. 402/2020, in Kraft getre-
ten. Im Zusammenhang mit 
der Neuorganisation der 
Spezialausbildung wurde 
mit BGBl. II Nr. 402/2020 
zugleich auch die Sicher-
heitsakademie-Bildungsver-
ordnung geändert und die 
„Ausbildungsverordnung 
Verfassungsschutz und Ter-
rorismusbekämpfung“ auf-
gehoben.     Marina Prunner FO
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Erhöhte Anforderungen  
 
Mit einer Novelle des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes wurden die ersten Schritte zur Reform des 

Verfassungsschutzes gesetzt, indem die Anforderungen an die Auswahl der Bediensteten sowie  
deren Spezialausbildung noch weiter angehoben wurden.

Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämp-
fung: Novelle regelt höhere Anforderungen an das Personal.


